
Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 

Drucksache 11/2025 

18.03.88 

Sachgebiet 1101 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse (Untersuchungsausschußgesetz) 

A. Problem 

Die Rechtsgrundlage für die Tätigkeit von Untersuchungsaus-
schüssen des Deutschen Bundestages stellt Artikel 44 GG dar. Ein 
Ausführungsgesetz zu dieser Verfassungsvorschrift ist bisher nicht 
verabschiedet worden. Dem Verfahren der Untersuchungsaus-
schüsse wurden zuletzt ergänzend zu Artikel 44 GG mit seinem 
Verweis auf die Strafprozeßordnung regelmäßig die sogenannten 
IPA-Regeln (Entwurf eines Gesetzes über Einsetzung und Verfah-
ren von Untersuchungsausschüssen des Deutschen Bundestages 
gemäß Drucksache V/4209) zugrunde gelegt. In der Praxis treten 
bei dieser Ausgangslage vielfach Rechtsunsicherheiten auf. 

B. Lösung 

Verabschiedung eines Gesetzes zur Regelung des Rechts der par-
lamentarischen Untersuchungsausschüsse. 

C. Alternativen 

Beibehaltung der gegenwärtigen Praxis. 

 D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse (Untersuchungsausschußgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§ 1 

Aufgabe und Zulässigkeit 

(1) Ein Untersuchungsausschuß des Bundestages 
hat die Aufgabe, Sachverhalte zu untersuchen und 
dem Parlament darüber Bericht zu erstatten. 

(2) Ein Untersuchungsverfahren ist zulässig im Rah-
men der verfassungsmäßigen Zuständigkeit des Bun-
des. 

§ 2 

Einsetzung 

(1) Ein Untersuchungsausschuß wird auf Antrag für 
einen Untersuchungsauftrag durch Beschluß des Bun-
destages eingesetzt. 

(2) Der Bundestag hat auf Antrag von einem Viertel 
seiner Mitglieder einen Untersuchungsausschuß ein-
zusetzen. 

(3)Über den Antrag nach Absatz 2 muß der Bundes-
tag auf Verlangen der Antragsteller innerhalb von 
zwei Wochen nach der Einreichung entscheiden. 

(4) Im übrigen gelten für die Form und Behandlung 
des Antrags die Vorschriften der §§ 76, 77 Abs. 1 und 
§ 78 Abs. 5 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages. 

§ 3 

Gegenstand 

Der in einem Minderheitenantrag bezeichnete Un-
tersuchungsgegenstand kann gegen den Willen der 
Antragsteller nicht geändert und ergänzt werden. 

§ 4 

Zusammensetzung 

(1) Der Untersuchungsausschuß besteht in der Re-
gel aus sieben und höchstens aus elf Mitgliedern des 
Bundestages und der gleichen Anzahl von Stellvertre-
tern. 

(2)Die Zahl der Mitglieder wird von den Antragstel-
lern festgelegt. Dabei ist das Stärkeverhältnis der 
Fraktionen im Parlament zu berücksichtigen und si-
cherzustellen, daß jede Fraktion durch ein Mitglied 

vertreten ist. Die Zusammensetzung des Untersu-
chungsausschusses muß die Mehrheitsverhältnisse im 
Bundestag widerspiegeln. 

(3) Die Erhöhung der in Absatz 1 bestimmten Mit-
gliederzahl ist nur zulässig, soweit sie zur Beteiligung 
aller Fraktionen notwendig ist. 

(4) Die Mitglieder und Stellvertreter werden vom 
Bundestag nach den Vorschlägen der Fraktionen be-
nannt. 

§ 5 

Stellvertretende Mitglieder 

Die stellvertretenden Mitglieder können an allen 
Sitzungen teilnehmen. Bei Abwesenheit eines ordent-
lichen Mitglieds nimmt ein Stellvertreter der Fraktion, 
der das abwesende Mitglied angehört, dessen Aufga-
ben wahr. 

§ 6 

Vorsitz 

(1) Der Untersuchungsausschuß wählt den/die Vor-
sitzende(n) und den/die stellvertretende(n) Vorsitzen-
de(n) aus seiner Mitte. 

(2) Bei der Einsetzung jedes neuen Untersuchungs-
ausschusses ist der Vorsitz unter den Fraktionen zu 
wechseln. Die Fraktionen sind im Verhältnis ihrer 
Stärke in entsprechender Anwendung des § 12 der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages zu be-
rücksichtigen. 

(3) Der/die Vorsitzende und seine/ihre Stellvertre-
ter(in) müssen verschiedenen Fraktionen angehören, 
unter denen sich eine Regierungsfraktion und eine 
Oppositionsfraktion befindet. 

§ 7 

Einberufung, Beschlußfähigkeit 
und Beschlußfassung 

(1) Der/die Vorsitzende beruft den Untersuchungs-
ausschuß unter Angabe der Tagesordnung im Einver-
nehmen mit den Antragstellern ein. Er/sie ist zur Ein-
berufung einer Sitzung binnen zwei Wochen ver-
pflichtet, wenn dies von mindestens einem Viertel der 
ordentlichen Untersuchungsausschußmitgliedern 
oder von den Antragstellern verlangt wird. 

(2) Der Untersuchungsausschuß ist beschlußfähig, 
wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. 
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Die Beschlußfähigkeit bleibt bestehen, bis die Be-
schlußunfähigkeit auf Antrag festgestellt wird. 

(3) Ist der Untersuchungsausschuß nicht beschluß-
fähig, unterbricht der/die Vorsitzende sofort die Sit-
zung für eine bestimmte Zeit desselben Tages. Ist 
nach dieser Zeit die Beschlußfähigkeit noch nicht ein-
getreten, vertagt er/sie die Sitzung für höchstens vier 
Tage. In der nächstfolgenden Sitzung zur gleichen 
Tagesordnung ist der Untersuchungsausschuß be-
schlußfähig, auch wenn nicht die Mehrheit der Mit-
glieder anwesend ist. Darauf ist in der Einladung hin-
zuweisen. 

(4) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist, beschließt der Untersuchungsausschuß mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 

§ 8 

Unterausschuß 

(1) Der Untersuchungsausschuß kann durch ein-
stimmigen Beschluß eine vorbereitende Untersu-
chung durch einen Unterausschuß beschließen (vor-
bereitender Unterausschuß). 

§ 9 

Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) Die Beweiserhebung erfolgt in öffentlicher Sit-
zung. Ton- und Filmaufnahmen sowie Ton- und Bil-
dübertragungen sind nicht zulässig. Der Untersu-
chungsausschuß kann auf Antrag der Antragsteller 
oder mit den Stimmen eines Viertels seiner Mitglieder 
Ausnahmen von Satz 2 zulassen. 

(2) Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, 
wenn überragende Interessen der Allgemeinheit oder 
überwiegende Interessen eines einzelnen dies gebie-
ten oder wenn es zur Erlangung einer wahrheitsge-
mäßen Aussage erforderlich erscheint. Aus denselben 
Gründen können auch einzelne Personen ausge-
schlossen werden. Sitzungen, insbesondere Beweiser-
hebungen, sowie Vorgänge und Dokumente, können 
für geheim oder für vertraulich erklärt werden. In den 
in diesem Absatz genannten Fällen entscheidet der 
Untersuchungsausschuß mit der Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Mitglieder, jedoch nicht ge-
gen den Willen der Antragsteller. 

(3) Beratungen und Beschlußfassung sind nicht öf-
fentlich. 

(4) Für Aussagen, Vorgänge und ihm zugängliche 
Dokumente hat der Untersuchungsausschuß den not-
wendigen Geheimschutz zu gewährleisten. Die Ent-
scheidung über die Geheimhaltungseinstufung rich-
tet sich nach der Geheimschutzordnung des Bundes-
tages bzw. nach den entsprechenden Regelungen für 
die Exekutive. Dies gilt auch für p rivate Unterlagen, 
die im Wege der freiwilligen Herausgabe oder Be-
schlagnahme an den Ausschuß gelangen. 

§ 10 

Mitteilungen über Sitzungen und Unterlagen 

Über Art und Umfang von Mitteilungen an die Öf-
fentlichkeit aus nichtöffentlichen Sitzungen entschei-
det der Untersuchungsausschuß. Der/die Vorsitzende 
und sein/ihre Stellvertreter(in) teilen sie gemeinsam 
mit. 

§ 11 

Ordnungsgewalt 

Die Aufrechterhaltung der Ordnung richtet sich 
nach §§ 176 bis 179 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes. 

§ 12 

Protokollierung 

(1) Über die Sitzungen des Untersuchungsaus-
schusses  ist ein Protokoll aufzunehmen und von dem/ 
der Vorsitzenden zu unterschreiben. 

(2) Beweiserhebungen sind wörtlich zu protokollie-
ren. Über die Art der Protokollierung der Beratungen 
entscheidet der Untersuchungsausschuß im Einver-
nehmen mit den Antragstellern. 

(3) Bezüglich der Einsicht und der Weitergabe der 
Protokolle gilt die Archivordnung des Bundestages, 
soweit der Untersuchungsausschuß nicht eine andere 
Regelung beschließt. 

§ 13 

Beweiserhebung 

(1) Jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses 
hat das Recht, Beweisanträge zu stellen. Wird ein Be-
weisantrag von weniger als einem Viertel seiner Mit-
glieder gestellt, entscheidet der Untersuchungsaus-
schuß unverzüglich durch Beschluß, spätestens aber 
in der nächsten Sitzung. 

(2) Beweise sind zu erheben, wenn dies von den 
Mitgliedern des Untersuchungsausschusses, die zu 
den Antragstellern gehören, oder von einem Viertel 
seiner Mitglieder beantragt wird. 

(3) Auf Verlangen der antragstellenden Minderheit 
(§ 3) sind die von ihr beantragten Beweise mit Vor-
rang zu erheben. 

§ 14 

Zutrittsrecht, Aussagegenehmigung, Aktenvorlage 

(1) Die Bundesregierung und alle Behörden des 
Bundes sowie die Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des 
Bundes unterstehen, sind verpflichtet, dem Untersu-
chungsausschuß jederzeit Zutritt zu den von ihnen 
verwalteten öffentlichen Einrichtungen zu gestatten, 
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die begehrten Aussagegenehmigungen zu erteilen 
und verlangte Akten sofort vorzulegen. Auch Gerichte 
haben auf Verlangen Akten vorzulegen und ihren 
Dienstkräften die begehrten Aussagegenehmigungen 
zu erteilen. 

(2) Ersuchen um Zutritt, Aussagegenehmigungen 
und Aktenvorlage sind an die zuständige oberste 
Dienstbehörde oder oberste Aufsichtsbehörde zu rich-
ten. 

§ 15 

Auskunftspersonen 

(1)Auskunftspersonen sind verpflichtet, auf Ladung 
des Untersuchungsausschusses zu erscheinen. Sie 
sind in der Ladung auf die gesetzlichen Folgen des 
Ausbleibens hinzuweisen. 

(2)Auskunftspersonen können die Auskunft auf sol-
che Fragen verweigern, deren Beantwortung ihnen 
selbst oder einen der in § 52 Abs. 1 der Strafproze-
ßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr aus-
setzen würde, wegen einer Straftat oder einer Ord-
nungswidrigkeit verfolgt zu werden. Die Vorschriften 
der Strafprozeßordnung (§§ 52, 53, 53 a) finden An-
wendung. 

(3) Auskunftspersonen sind über ihre Rechte zu be-
lehren. Für die Glaubhaftmachung von Verweige-
rungsgründen gilt § 56 der Strafprozeßordnung ent-
sprechend. 

(4) Auskunftspersonen sind vor ihrer Vernehmung 
zur Wahrheit zu ermahnen und darauf hinzuweisen, 
daß der Untersuchungsausschuß nach Maßgabe die-
ses Gesetzes zu ihrer Vereidigung berechtigt ist. Hier-
bei sind sie über die Bedeutung des Eides und die 
strafrechtlichen Folgen einer un richtigen oder unvoll-
ständigen Aussage zu belehren. 

§ 16 

Maßnahmen zur Sicherung der Beweiserhebung 

(1) Gegen eine gemäß § 15 geladene Auskunftsper-
son, die ohne genügende Entschuldigung nicht er-
scheint oder ohne gesetzlichen Grund das Zeugnis, 
das Gutachten oder die Eidesleistung verweigert, 
setzt auf Antrag des/der Vorsitzenden des Untersu-
chungsausschusses das zuständige Gericht Ord-
nungsgeld oder Ordnungshaft (Ordnungsmittel) fest; 
die entstandenen Kosten werden der Auskunftsper-
son auferlegt. Im Antrag ist ein der Art nach bestimm-
tes Ordnungsmittel zu bezeichnen; das zuständige 
Gericht ist hieran gebunden. Im übrigen finden Arti-
kel 6 bis 9 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz-
buch Anwendung. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 ordnet das zuständige Gericht auf Antrag des/ 
der Vorsitzenden die Vorführung, Beschlagnahme 
und Durchsuchung an. 

(3) Der/die Vorsitzende stellt den Antrag nach Ab-
sätzen 1 und 2 auf Beschluß des Untersuchungsaus-

schusses auf Verlangen der Untersuchungsausschuß-
mitglieder, die zu den Antragstellern gehören, oder 
auf Verlangen eines Viertels seiner Mitglieder. 

§ 17 

Vernehmung und Fragerecht 

(1) Die Auskunftspersonen werden zunächst durch 
den/die Vorsitzenden, sodann durch den/die stellver-
tretende (n) Vorsitzende(n) vernommen. Anschließend 
können die übrigen Mitglieder des Untersuchungs-
ausschusses Fragen stellen. Sie können auch jeweils 
mehrere Fragen stellen, wenn diese im Sachzusam-
menhang stehen. Das Erstfragerecht richtet sich nach 
der Stärke der Fraktionen und wechselt in dieser Rei-
henfolge bei jeder Auskunftsperson. § 12 der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages gilt ent-
sprechend. 

(2) Der/die Vorsitzende kann nicht zum Beweist-
hema gehörende Fragen zurückweisen. 

(3) Bei Zweifeln über die Zulässigkeit von Fragen 
sowie über die Rechtmäßigkeit der Zurückweisung 
von Fragen entscheidet auf Antrag eines Untersu-
chungsausschußmitgliedes der Untersuchungsaus-
schuß mit der Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Mitglieder, jedoch nicht gegen den Willen der 
Antragsteller. 

§ 18 

Vereidigung 

(1) Der Untersuchungsausschuß entscheidet über 
die Vereidigung von Auskunftspersonen. Auf Antrag 
eines Viertels seiner Mitglieder oder der Antragsteller 
wird auf die Vereidigung verzichtet. 

(2) Auskunftspersonen ist vor der Vereidigung Ge-
legenheit zu geben, sich noch einmal zu diesem Be-
weisthema zu äußern. §§ 66 c bis 67 und 79 Abs. 2 und 
3 der Strafprozeßordnung finden Anwendung. 

(3) Von der Vereidigung ist abzusehen, 

1. wenn der Verdacht besteht, die Auskunftsperson 
könne an einer strafbaren Handlung beteiligt sein, 
deren Aufklärung nach dem Sinn des Untersu-
chungsauftrages zum Gegenstand der Untersu-
chung gehört, 

2. bei Personen, die zur Zeit der Vernehmung das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder die 
wegen mangelnder Verstandesreife oder wegen 
Verstandesschwäche vom Wesen und der Bedeu-
tung des Eides keine genügende Vorstellung ha-
ben. 

§ 19 

Rechts- und Amtshilfe 

(1) Bei Ersuchen um Rechts- oder Amtshilfe zur Ver-
nehmung von Auskunftspersonen sind die an die Aus-
kunftsperson zu richtenden Fragen im einzelnen fest- 
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zulegen. Dem Ersuchen ist eine schriftliche Fassung 
des Untersuchungsauftrages beizufügen. Der Unter-
suchungsausschuß gibt an, ob die Auskunftsperson 
vereidigt werden soll. 

(2) Über die Untersuchungshandlung ist ein Proto-
koll aufzunehmen. 

(3) Ersuchen um Rechts- oder Amtshilfe sind an die 
obersten Bundes- oder Landesbehörden zu richten. 
Die Befugnisse des Untersuchungsausschusses nach 
§ 16 bleiben unberührt. Das Ersuchen um Rechtshilfe 
zur Erhebung von Beweisen ist an das Verwaltungs-
gericht zu richten, in dessen Bereich die Untersu-
chungshandlung vorgenommen werden soll. 

§ 20 

Verlesen von Protokollen und Schriftstücken 

(1) Die Protokolle über Untersuchungshandlungen 
von Gerichten, Verwaltungsbehörden und Untersu-
chungsausschüssen sowie Schriftstücke, die als Be-
weismittel dienen, sind vor dem Untersuchungsaus-
schuß zu verlesen. 

(2) Von der Verlesung kann nur Abstand genom-
men werden, wenn die Protokolle oder Schriftstücke 
allen ordentlichen Mitgliedern des Untersuchungs-
ausschusses zugegangen sind und die Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder im Einvernehmen mit den 
Antragstellern auf die Verlesung verzichtet. 

§ 21 

Schlußbericht 

(1) Der Untersuchungsausschuß soll im Einverneh-
men mit den Antragstellern dem Bundestag einen 
schriftlichen Bericht über den Verlauf des Verfahrens, 
die ermittelten Tatsachen und das Ergebnis der Unter-
suchung vorlegen. Jedes Ausschußmitglied hat das 
Recht, dem Bundestag einen schriftlichen Bericht vor-
zulegen. 

(2)Der Bundestag kann während der Untersuchung 
vom Untersuchungsausschuß einen Zwischenbericht 
über den Stand des Verfahrens verlangen. 

§ 22 

Rechte des Verteidigungsausschusses 
als Untersuchungsausschuß 

(1) Beschließt der Verteidigungsausschuß, eine An-
gelegenheit zum Gegenstand einer Untersuchung zu 
machen oder wird ein entsprechendes Verlangen von 

einem Viertel seiner Mitglieder vorgebracht, hat der 
Verteidigungsausschuß bei seinen Untersuchungen 
die Rechte eines Untersuchungsausschusses. 

(2) Den Vorsitz führt der/die Vorsitzende des Ver-
teidigungsausschusses. 

(3)Macht der Verteidigungsausschuß oder ein Vier-
tel seiner Mitglieder eine Angelegenheit zum Gegen-
stand einer Untersuchung, kann er zur Durchführung 
der Untersuchung einen Unterausschuß einsetzen, in 
den auch stellvertretende Mitglieder des Verteidi-
gungsausschusses entsandt werden können. 

(4) Der Verteidigungsausschuß hat über das Ergeb-
nis seiner Untersuchung dem Plenum einen Bericht zu 
erstatten. Eine Aussprache darf sich nur auf den ver-
öffentlichten Bericht beziehen. 

§ 23 

Kosten und Auslagen 

(1) Die Kosten des Untersuchungsverfahrens trägt 
der Bund. 

(2) Auskunftspersonen werden nach dem Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver-
ständigen entschädigt. Die Entschädigung wird durch 
die Bundestagsverwaltung festgesetzt. Die Aus-
kunftsperson kann beim Amtsgericht Bonn die ge-
richtliche Festsetzung der Entschädigung beantra-
gen. § 16 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen gilt entsprechend. 

§ 24 

Gerichtliches Verfahren 

Zuständiges Gericht im Sinne des Gesetzes ist das 
Bundesverfassungsgericht. Die Entscheidungen trifft 
der Zweite Senat. 

§ 25 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Bonn, den 18. März 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Nach Artikel 44 Abs. 1 GG hat der Bundestag das 
Recht und auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder 
die Pflicht, einen Untersuchungsausschuß einzuset-
zen. Das Untersuchungsrecht gemäß Artikel 44 GG ist 
ein Recht des Bundestages als Verfassungsorgan und 
— aufgrund des Einsetzungsanspruchs der Minder-
heit von einem Viertel seiner Mitglieder — ein Mittel 
der Opposition zur parlamentarischen Kontrolle. 

Der Schwerpunkt der Untersuchungen liegt in der 
parlamentarischen Kontrolle. Sie ist nur gewährlei-
stet, wenn zwischen Parlament und Regierung — in 
den Worten des Bundesverfassungsgerichts — ein 
„politisches Spannungsverhältnis" besteht 
(BVerfGE 49, 70, 85). Ein Untersuchungsverfahren, 
das nicht von dieser Spannung ausgelöst und in Gang 
gehalten wird, kann seinem Zweck nicht gerecht wer-
den. In der Sicherstellung dieser Kontrolle liegt die 
verfassungsrechtliche Bedeutung des Minderheits-
rechts (BVerfGE a. a. O.). Das ursprüngliche Span-
nungsverhältnis zwischen Parlament und Regierung, 
wie es in der konstitutionellen Monarchie bestand, hat 
sich in der parlamentarischen Demokratie, deren Par-
lamentsmehrheit regelmäßig die Regierung trägt, ge-
wandelt. Es wird nun vornehmlich geprägt durch das 
politische Spannungsverhältnis zwischen der Regie-
rung und den sie tragenden Parlamentsfraktionen ei-
nerseits und der Opposition andererseits. „Im parla-
mentarischen Regierungssystem überwacht daher in 
erster Linie nicht die Mehrheit die Regierung, sondern 
diese Aufgabe wird vorwiegend von der Opposition 
— und damit in der Regel von einer Minderheit — 
wahrgenommen. Das durch die Verfassung garan-
tierte Recht der Minderheit auf Einsetzung eines Un-
tersuchungsausschusses darf, soll vor diesem Hinter-
grund die parlamentarische Kontrolle ihren Sinn noch 
erfüllen können, nicht angetastet werden. Mit dem 
Recht auf Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses allein ist jedoch das Kontrollrecht der Minderheit 
noch nicht gewährleistet. Eine ungehinderte Aus-
übung setzt weitere Sicherungen voraus" 
(BVerfGE 49, 70, 86). 

Der Entwurf trägt dieser besonderen Kontrollfunktion 
der Untersuchungsausschüsse Rechnung. 

In Anlehnung an BVerfGE 49, 70, 86 ff., wird in § 3 des 
Entwurfs geregelt, daß der in einem Minderheitenan-
trag bezeichnete Untersuchungsgegenstand gegen 
den Willen der Antragsteller nicht geändert oder er-
gänzt werden kann. 

Das Beweiserhebungsrecht wird unter Berücksichti-
gung der Minderheitenrechte besonders geregelt. An 
der in Artikel 44 Abs. 2 GG vorgeschriebenen sinnge-
mäßen Anwendung der Vorschriften über den Straf-
prozeß wird festgehalten. Der Entwurf enthält konkre-
tisierende Vorschriften insbesondere zum Recht der 
Beweiserhebung in §§ 13 ff. 

Der Entwurf regelt, daß der Untersuchungsausschuß 
den notwendigen Geheimschutz zu gewährleisten 
hat. Da sich die Entscheidungen über die Geheimhal-
tungseinstufungen nach § 9 Abs. 4 Satz 2 des Entwur-
fes nach der Geheimschutzordnung des Bundestages 
bzw. nach den entsprechenden Regelungen für die 
Exekutive richten, sind diese durch besondere Vor-
schriften für Auskunftsbegehren eines parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses des Bundestages zu 
ergänzen. 

Für Streitigkeiten anläßlich des Untersuchungsaus-
schußverfahrens ist grundsätzlich das Bundesverfas-
sungsgericht zuständig (§ 24 des Entwurfs). Die Ent-
scheidungen über die Festsetzung von Ordnungsmit-
teln und über die Anordnung der Vorführung, der 
Beschlagnahme und der Durchsuchung (§ 16 Abs. 2 
und 3 des Entwurfs) trifft der Zweite Senat. 

Für die Festsetzung der Entschädigung einer Aus-
kunftsperson kann das Amtsgericht Bonn angerufen 
werden (§ 23 Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs). 

Ersuchen um Rechtshilfe zur Erhebung von Beweisen 
sind an das Verwaltungsgericht zu richten (§ 19 Abs. 3 
Satz 3 des Entwurfs). 






